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E i n l a d u n g 
 

 
 

Sitzung Nr. 15/2020 

BüA Nr. 1/2020 

 
 
An die Mitglieder  

des Ausschusses für Bürgerangelegenheiten 
der Stadt Bornheim 

Bornheim, den 29.01.2020 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 
zur nächsten Sitzung des Ausschusses für Bürgerangelegenheiten der Stadt Bornheim 
lade ich Sie herzlich ein.  
Die Sitzung findet am Dienstag, 18.02.2020, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses 
Bornheim, Rathausstraße 2, statt. 
Die Tagesordnung habe ich im Benehmen mit dem Bürgermeister wie folgt festgesetzt: 
 

TOP Inhalt Vorlage Nr. 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  

2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  

3 Einwohnerfragestunde  

4 Anregung nach § 24 GO NRW vom 13.10.2019 betr. Einräumung eines 
Wegerechts 

085/2020-7 

5 Anregung nach § 24 GO NRW vom 02.12.2019 betr. Wiedereinführung 
des Schülerspezialverkehrs 

001/2020-5 

6 Anregung nach § 24 GO NRW vom 04.12.2019 betr. Wiedereinführung 
des Schülerspezialverkehrs 

774/2019-5 

7 Anregung nach § 24 GO NRW vom 04.12.2019 betr. Wiedereinführung 
des Schülerspezialverkehrs 

775/2019-5 

8 Anregung nach § 24 GO NRW vom 04.12.2019 betr. Wiedereinführung 
des Schülerspezialverkehrs 

780/2019-5 

9 Anregung nach § 24 GO NRW vom 04.12.2019 betr. Wiedereinführung 
des Schülerspezialverkehrs 

781/2019-5 

10 Anregung nach § 24 GO NRW vom 10.12.2019 betr. Wiedereinführung 
des Schülerspezialverkehrs 

033/2020-5 

11 Anregung nach § 24 GO NRW vom 23.12.2019 betr. Anbringung einer 
Lärmschutzwand am Fußkreuzweg 

055/2020-6 

12 Anregung nach § 24 GO NRW vom 02.01.2020 betr. Einführung der 
Erhebung einer Pferdesteuer in der Stadt Bornheim 

064/2020-2 

13 Anregung nach § 24 GO NRW vom 08.01.2020 betr. Wiederherstellung 
der Verkehrssicherheit des Gehweges Bonner Straße/Adenauerallee 

069/2020-9 
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14 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

100/2020-1 

15 Anfragen mündlich  

 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Gezeichnet: Christian Koch beglaubigt:  

 (Vorsitzende/r)  (Verwaltungsfachwirt) 
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Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 18.02.2020 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 085/2020-7 

    Stand 16.01.2020 

 
Betreff 
 

Anregung nach § 24 GO NRW vom 13.10.2019 betr. Einräumung eines Wege-
rechts 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten bittet die Verwaltung, ein gemeinsames Gespräch 
mit dem Ziel der Eintragung eines Geh- und Fahrrechts im Grundbuch mit allen Beteiligten 
zu moderieren. 
 
Sachverhalt 
 
Auf die Vorlage 756/2019-7 wird verwiesen. 
 
Im Bebauungsplan Br 28 wurde zugunsten des Flurstückes Gemarkung Bornheim-Brenig, 
Flur 73, Nr. 374 und darüber für weitere Flurstücke, ein Geh- und Fahrrecht festgesetzt. Die 
Festsetzungen im Bebauungsplan begründen jedoch keine privatrechtlichen Ansprüche an 
der Ausübung des Rechts. Dies muss durch einen Notarvertrag und eine Eintragung ins 
Grundbuch geregelt werden. 
 
Die ursprüngliche Absicht der Stadt, den Verkauf der Wegefläche und die Eintragung des 
Geh- und Fahrrechtes in einem Vertragswerk zu regeln, wurde durch das Notariat geändert 
und in zwei getrennte Verträge aufgeteilt. Der Vertrag über das Geh- und Fahrrecht enthielt 
dann eine Karte mit einer geringeren Wegebreite als im Bebauungsplan ausgewiesen. Die-
ser Vertrag wurde von dem Antragsteller und seinen Nachbarn nicht unterzeichnet. 
 
Die in der Anregung gemachten Aussagen bedürfen zum Teil einer Richtigstellung. 
Die geschilderte Problematik ist durchaus bekannt und würde auch von Seiten der Verwal-
tung gerne zum Abschluss gebracht werden. Auch das beteiligte Notariat würde den vom 
Notar angeregten Vertrag über die Eintragung des Geh- und Fahrrechts gerne zum Ab-
schluss bringen. 
 
Hier ist in vielen Gesprächen versucht worden, alle Beteiligten in ein Boot zu bekommen und 
den Sachverhalt aufzulösen. So wurde mehrfach versucht, die notwendigen Unterschriften 
zu erlangen, was letztendlich leider an verschiedenen Beteiligten scheiterte. Auch den An-
tragstellern wurde bei einem Gespräch mit der Stadt nahegelegt, doch zumindest die in der 
Wegebreite reduzierte Vertragsvariante zu unterzeichnen. Für die Anfahrt zu einem Garten-
bereich wäre dies auch ausreichend. Auch nach dem klärenden Gespräch bei der Verwal-
tung wurde der vorliegende Vertrag allerdings nicht unterschrieben. 
 
Eine abschließende Regelung hängt daher nicht von der Verwaltung ab, sondern hier liegt es 
an den besonderen Umständen bezüglich der Betroffenen, der Eigentumsverhältnisse und 
der Anzahl der Beteiligten.  Die Grundstücke, auf denen das Wegerecht eingeräumt werden 
soll, befinden sich im privaten Eigentum und die Verwaltung hat keine rechtliche Handhabe, 
um die Einräumung eines Wegerechts durchzusetzen. Zum jetzigen Zeitpunkt müssen sie-

Ö  4Ö  4

5



085/2020-7  Seite 2 von 2 

 

ben Eigentümer der Einräumung des Wegerechts zustimmen.  
 
Nach dem eine Einigung mit den einzelnen Betroffenen keine Aussicht auf Erfolg zeigte, 
könnte nun versucht werden, alle Beteiligte zu einem letzten gemeinsamen Gespräch zu 
bitten, um herauszufinden, wer welche Voraussetzungen erfüllt haben möchte, um das im 
Bebauungsplanverfahren vorgesehene Geh- und Fahrrecht im Grundbuch eintragen zu kön-
nen. Das ganze Verfahren wurde durch verschiedene Eigentümerwechsel verkompliziert. 
Hier ist jedoch von allen Beteiligten der Wunsch auf Umsetzung notwendig. Wie bereits oben 
erwähnt und auch in den bisher geführten Gesprächen ausgeführt, hat die Stadt keine recht-
liche Handhabe zwangsweise das Wegerecht durchzusetzen. 
 
Anlage zum Sachverhalt 
 
Anregung 
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Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 18.02.2020 

Haupt- und Finanzausschuss 01.04.2020 

Rat 23.04.2020 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 064/2020-2 

    Stand 27.01.2020 

 
 
Betreff 
 

Anregung nach § 24 GO NRW vom 02.01.2020 betr. Einführung der Erhebung 
einer Pferdesteuer in der Stadt Bornheim 

 
Beschlussentwurf für den Ausschuss für Bürgerangelegenheiten: 
 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten empfiehlt dem Haupt- und Finanzausschuss, wie 
folgt zu beschließen: siehe Beschlussentwurf Rat. 
 
Beschlussentwurf für den Haupt- und Finanzausschuss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen: siehe Be-
schlussentwurf Rat. 
 
Beschlussentwurf für den Rat: 
 
Der Rat beschließt, von der Einführung einer Satzung zur Erhebung einer Pferdesteuer ab-
zusehen. 
 
Sachverhalt 
 
Die Anregung vom 02.01.2020 bezieht sich auf die Einführung einer Erhebung von Pferde-
steuer im Bornheimer Stadtgebiet. 
 
Grundlagen: 
Die Pferdesteuer ist eine Aufwandsteuer, die dem Grunde nach von Kommunen im Rahmen 
ihres Steuerfindungsrechts gegenüber Pferdehaltern erhoben werden kann. Das Recht zur 
Erhebung einer solchen Steuer wird aus dem Kommunalabgabengesetz abgeleitet. 
Für die Erhebung einer Pferdesteuer bildet eine entsprechende Satzung die Rechtsgrundla-
ge. Diese muss unter anderem die Höhe der zu entrichtenden Steuer festlegen und eventu-
elle Befreiungsmöglichkeiten normieren. 
 
Die Einführung einer bisher nicht erhobenen Steuer bedarf der Zustimmung des Innenminis-
teriums im Einvernehmen mit dem Finanzministerium. Hierzu ist ebenfalls die Aufsichtsbe-
hörde (Kommunalaufsicht des Rhein-Sieg-Kreises) zu beteiligen. Bisher hat das Innenminis-
terium NRW noch keiner Kommune die Einführung einer Pferdesteuer genehmigt. Die Er-
folgsaussichten zur Genehmigung werden daher als gering eingeschätzt. 
 
Von der Erhebung einer Pferdesteuer sind die in der Anregung angeführten Abgaben abzu-
grenzen. 
 
 

Ö  12Ö  12
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Die Reitabgabe basiert auf der Grundlage des § 62 Landesnaturschutzgesetz NRW. Dem-
nach ist neben einer Kennzeichnung von Pferden auch eine Reitabgabe zu entrichten. Diese 
wird vom Rhein-Sieg-Kreis erhoben und ist für die Anlage und Unterhaltung von Reitwegen 
zweckgebunden. 
 
Hiervon unabhängig kann aus einer angeregten Erhebung einer Pferdesteuer keine (Gegen-
leistungs-)Verpflichtung hergeleitet werden. Bei Steuern handelt es sich dem Grunde nach 
um Einnahmen zur Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Gemeinwesens ohne eine kon-
krete Gegenleistung (§ 3 Abgabenordnung). 
 
Fallzahlen/Kostenschätzung: 
Konkrete Angaben über die Anzahl in Bornheim gehaltener Pferde liegen nicht vor. Insofern 
wurde die Anzahl der beim Rhein-Sieg-Kreis erhobenen Reitabgabe zugrunde gelegt. Für 
2019 wurden Reitkennzeichen für 325 Pferde ausgegeben. 
 
Die Bemessung der Steuerhöhe obliegt ebenfalls der Kommune. Nach aktueller Erkenntnis 
wird die Pferdesteuer bundesweit in ca. 4 Kommunen erhoben, wovon eine Kommune (Hes-
sen) die Pferdesteuer in 2021 wieder abschafft. Gründe sind hier die geringen und hinter den 
Erwartungen gebliebenen Erträge. Die Höhe der Pferdesteuer variiert dort von 90 bis 300 
EUR/Jahr. Hierbei werden lediglich Pferde zur Freizeitgestaltung besteuert, während ge-
werblich genutzte Pferde von der Steuerpflicht befreit wären. 
 
Legt man hierzu einen geschätzten Anteil von 50% der gemeldeten Pferde zur Freizeitgestal-
tung (rd.160) bei einem gemittelten Steuersatz von 200 EUR/Jahr zu Grunde, könnte für die 
Stadt Bornheim ein jährlicher Steuerertrag von 33 TEUR kalkuliert werden. Der genaue An-
teil von Pferde der Freizeitnutzung gewerblich genutzten Pferden ist nicht Gegenstand der-
zeitiger Statistiken. 
 
Dem gegenüber stehen Aufwendungen für 

 -Erlass einer Satzung, einschl. erforderliche Abstimmungen mit der Kommunalaufsicht, 
Zustimmungsverfahren mit dem Innenministerium., Gremienbeschlüsse 

 -erstmalige Erhebung und Erfassung der steuerpflichtigen Pferde haltenden Personen 

 -Festsetzung der Steuer (Bescheide) 

 -Überwachung und Vollziehung der Steuerpflicht (ggf. Mahnung, Vollstreckung) 

 -Bearbeitung von Widersprüchen, Klagen 

 -entsprechenden Personalbedarf. 
 
Der erforderliche Stellenumfang ist bei entsprechender Aufgabenstellung in Analogie zu vgl. 
Fallzahlen kommunaler Steuern bemessen und zusätzlich bereitzustellen. Mit dem derzeiti-
gen Stellenvolumen ist eine zusätzliche Steuerhebung nicht abbildbar. 
 
Die Verwaltung weist darauf hin, dass die dargestellten Daten erst im Zuge einer tatsächli-

chen Bestandsaufnahme (Verfahren analog Hundebestandsaufnahme) gesichert verifiziert 

werden können. Hierfür sind rd. 25.000 EUR zu veranschlagen. 

 

Erfahrungen der Kommunen, in denen eine entsprechende Steuerpflicht besteht, lassen er-

kennen, dass mit der Steuererhebung in diesen Kommunen eine Verlagerung der Tierhal-

tung in umliegende Kommunen erfolgte. Mit einer Reduzierung des Pferdebestandes geht 

ein unkalkulierbarer reduzierter Steuerertrag einher. Die Prognose eines möglichen Steu-

erertrages bleibt insofern risikobehaftet. 

Unabhängig des finanziellen Risikos ist ein nicht unerheblicher Imageverlust/ Reputations-
schaden für die Stadt Bornheim als erste Kommune mit einer entsprechenden Steuerpflicht 
in Nordrhein-Westfalen sowie eine der wenigen Kommunen in Deutschland zu erwarten. 
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Zusammenfassend regt die Verwaltung aus den dargestellten Gründen an, von der Erhe-
bung einer Pferdesteuer abzusehen.  
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Siehe Sachverhalt. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Anregung vom 02.01.2020 
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Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 18.02.2020 

Ausschuss für Stadtentwicklung 11.03.2020 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 069/2020-9 

    Stand 27.01.2020 

 
Betreff 
 

Anregung nach § 24 GO NRW vom 08.01.2020 betr. Wiederherstellung der 
Verkehrssicherheit des Gehweges Bonner Straße/Adenauerallee 

 
Beschlussentwurf Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 
 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten empfiehlt dem Ausschuss für Stadtentwicklung, 
wie folgt zu beschließen: siehe Beschlussentwurf Ausschuss für Stadtentwicklung 
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Stadtentwicklung 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt Kenntnis von den Ausführungen der Verwaltung. 
 
Sachverhalt 
 
Die Verwaltung nimmt zum Bürgerantrag vom 08.01.2020 wie folgt Stellung:  
 
Der im Antrag dargestellte Sachverhalt fällt in die Verkehrssicherungspflicht der Kommune. 
Die gesetzlichen Aufgaben der Verkehrssicherheit werden im Rahmen der Pflichtaufgaben-
erfüllung durch den StadtBetrieb sichergestellt.  
 
Auf dem in Frage stehenden Wegeabschnitt wurden bereits vergleichbare Unebenheiten 
festgestellt und beseitigt, sodass zur nachhaltigen Vermeidung weiterer Gehwegschäden 
durch Wurzelaufwürfe eine Sanierung des Wegeabschnittes für das Jahr 2020 eingeplant 
wurde. Die Ausführung erfolgt im Zuge der Straßenunterhaltung als Geschäft der laufenden 
Verwaltung. 
 
Bei Feststellung von Unfallgefahren im Rahmen der Straßen- und Wegekontrollen werden 
entsprechende Sofortmaßnahmen (z.B. vorübergehende Sperrung) veranlasst.   
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Straßenunterhaltungsaufwendungen nach festgestelltem Bedarf   
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Antrag 
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